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Gerechtigkeit – Gerechtigkeitsforschung – 
Bürgerumfrage– Stuttgart
Was ist gerecht oder ungerecht? Die Beantwortung dieser 
Frage kann unter anderem der politischen Philosophie vorent-
halten bleiben, die daran interessiert ist „wie gesellschaftliche 
Institutionen und die darin geltenden Regeln gestaltet sein 
müssen, damit Ungerechtigkeit vermieden und Gerechtig-
keit in einem Gemeinwesen verwirklicht werden kann“ (vgl. 
Liebig/Sauer/Valet 2013: 286). Demgegenüber ist die empiri-
sche Gerechtigkeitsforschung daran orientiert, eine Antwort 
auf die Frage zu finden, inwieweit sich eine Person von (Un-)
Gerechtigkeit betroffen fühlt oder ob sie die Verteilung von 
Gütern (wie Einkommen, Vermögen), Chancen (wie Bildung, 
Arbeitsmöglichkeiten) oder Leistungen (wie Steuern) als (un-)
gerecht wahrnimmt. Seit Mitte der 1990er-Jahre ist das Thema 
Gerechtigkeit (im engeren Sinne von „sozialer Gerechtigkeit“) 
in der medialen Berichterstattung stark präsent und hat im 
zeitlichen Verlauf zugenommen mit einem Höhepunkt im 
Jahr 2005 (vgl. Abb. 1). Ein Anstieg der unter anderem mit 
der Diskussion und Einführung von Hartz IV in diesem Jahr 
begründet wird (vgl. Schröder/Vietze 2015: 59).
 
Vergleichbar entwickelt hat sich auch die persönlich emp-
fundene Gerechtigkeit – die „gefühlte“ Gerechtigkeit in 
Deutschland. Auf die Frage „Im Vergleich dazu, wie andere 
hier in Deutschland leben: Glauben Sie, dass Sie Ihren ge-
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Der Beitrag untersucht am Beispiel der Stadt Stuttgart, inwieweit 
sich die Bürgerinnen und Bürger von (Un-)Gerechtigkeit betroffen 
fühlen und ob sie die Verteilung von Gütern, Chancen oder Leis-
tungen als gerecht wahrnehmen. Dabei werden vier allgemeine 
Gerechtigkeitsprinzipien unterschieden: Egalitarismus, Indivi-
dualismus, Fatalismus und Askriptivismus. Insgesamt zeigen die 
Ergebnisse, dass bei der Betrachtung nach sozialstrukturellen 
Merkmalen und in der Verteilung auf die Antwortkategorien bei 
den einzelnen Aussagen die Einschätzungen umso stärker diffe-
rieren, je unterschiedlicher die soziale Lage der Befragten ist. So-
ziale Lagen, die durch einen formal niedrigen Bildungsabschluss 
und niedrige Einkommenspositionen gekennzeichnet sind, aber 
auch Arbeitslose geben seltener als andere an, einen gerechten 
Anteil am gesellschaftlichen Wohlstand zu erhalten beziehungs-
weise nehmen die Verteilung von Gütern und Dienstleistungen 
als schicksalhaft und resignativ hin.
Abbildung 1: Relative Häufigkeit der Artikel pro Jahr mit dem 
Suchbegriff „soziale Gerechtigkeit“
Abbildung 1: Relative Häufigkeit der 
Artikel pro Jahr mit dem Suchbegriff 
„soziale Gerechtigkeit“
Quelle: Schröder, Martin; Vietze, Florian (2015: 49)
Quelle: Schröder, Martin; Vietze, Florian (2015: 49)
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rechten Anteil erhalten, mehr als Ihren gerechten Anteil, et-
was weniger, oder sehr viel weniger?“ geben 1980 68 Prozent 
beziehungsweise 1982 61 Prozent der Befragten an, dass sie 
ihren gerechten Anteil am Lebensstandard erhalten. Dieser 
Anteil nimmt über die Erhebungsjahre deutlich ab, während 
gleichzeitig der Anteil der Befragten, die der eigenen Einschät-
zung nach zu wenig und viel zu wenig am Lebensstandard 
teilhaben, zunimmt. 2014 erachten 37 Prozent der Befragten 
ihren Lebensstandard als wenig gerecht im Vergleich zum 
gesellschaftlich erreichten Standard. 56 Prozent geben an, 
ihren gerechten Anteil zu erhalten, 7 Prozent nennen einen 
mehr als gerechten Anteil am Lebensstandard.
Nach dieser allgemeinen Gerechtigkeitseinschätzung 
durch die deutsche Bevölkerung werden nun einzelne As-
pekte der Gerechtigkeit für die städtische Bevölkerung be-
trachtet. In der Stuttgarter Bürgerumfrage 2015 ist erstmals 
der Aspekt Gerechtigkeit erhoben worden. Die erhobenen 
Fragen sind dem „International Social Justice Project“ (ISJP) 
entnommen, nach dem vier allgemeine Denkstile der Ge-
rechtigkeit oder Gerechtigkeitsprinzipien unterschieden wer-
den können: Egalitarismus, Individualismus, Fatalismus und 
Askriptivismus (zum Hintergrund der Gerechtigkeitstypolo-
gie vgl. Wegener 1992, 2015; Lippl 2003; Gerlitz/Mühleck/
Scheller 2007 und die dort zitierte Literatur zur Kulturtheorie 
von Mary Douglas bzw. Grid-Group-Analyse. Eine qualitati-
ve Anwendung der Grid-Group-Analyse auf kulturelle städ-
tische Milieus ist zu finden bei Klotz 2014). Diese werden 
mittels acht einzelner Aussagen erhoben und betreffen den 
Aspekt der Verteilungsgerechtigkeit (vgl. Abb. 3). Die beiden 
Aussagen „Der Staat sollte für alle einen Mindestlebensstan-
dard garantieren“ und „Der Staat sollte für alle, die arbeiten 
Abbildung 2: Bewertung eines ge-
rechten Anteils am Lebensstandard 
in Deutschland 1980 bis 2014



















Gerechter Anteil am Lebensstandard
Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
Abbildung 2: Bewertung eines 
gerechten Anteils am Lebensstandard 
in Deutschland 1980 bis 2014
Quelle: 
ALLBUS 1980–2014 (seit 1991 einschließ-
lich Ostdeutschland), eigene Berechnung
Landeshauptstadt Stuttgart, 
Statistisches Amt
wollen, einen Arbeitsplatz zur Verfügung stellen“ bildet die 
Dimension Egalitarismus (auch: Etatismus) ab. Die beiden 
Aussagen „Ein Anreiz für Leistung besteht nur dann, wenn 
die Unterschiede im Einkommen groß genug sind“ und „Es 
hat schon seine Richtigkeit, wenn Unternehmer große Ge-
winne machen, denn am Ende profitieren alle davon“ bildet 
die Dimension „Individualismus“ ab. Die beiden Aussagen 
„So wie die Zustände heute sind, weiß man gar nicht mehr, 
was eigentlich gerecht ist“ und „Es ist zwecklos, sich über 
Abbildung 3: Gerechtigkeitsvorstellungen und ihre Erhebung
Abbildung 3: Gerechtigkeits-
vorstellungen und ihre Erhebung Gerechtigkeitsvorstellung  Aussagen
Askriptivismus Es ist gerecht, dass man das, was man sich durch 
Arbeit verdient hat, behält, auch wenn das heißt, 
dass einige reicher sind als andere.
Es ist gerecht, dass Eltern ihr Vermögen an ihre 
Kinder weitergeben, auch wenn das heißt, dass die 




bzw. auf Grund 
von sozialer Rolle 
und sozialem Sta-
tus festgelegt
Individualismus Ein Anreiz für Leistung besteht nur dann, wenn die 
Unterschiede im Einkommen groß genug sind. 
Es hat schon seine Richtigkeit, wenn Unternehmer 





Fatalismus Es ist zwecklos, sich über soziale Gerechtigkeit zu 
streiten, weil sich die Verhältnisse doch nicht än-
dern lassen.
So wie die Zustände heute sind, weiß man gar 
nicht mehr, was eigentlich gerecht ist.




Egalitarismus Der Staat sollte für alle einen Mindestlebensstan-
dard garantieren.
Der Staat sollte für alle, die arbeiten wollen, einen 
Arbeitsplatz zur Verfügung stellen.
Der Staat ist ver-
antwortlich für 
die Verteilung von 
Gütern, Chancen 
und Leistungen
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Abbildung 4: Gerechtigkeitsprinzipien nach „International Social Justice Project“ (ISJP)
Fragestellung  Bewertung von Gerechtigkeitsprinzipien
in West- und Ostdeutschland 2006
Abbildung 4.1
Der Staat sollte für alle einen 
Mindestlebensstandard garantieren.
Kurzbezeichnung: 
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Abbildung 4.2
Der Staat sollte für alle, die arbeiten wollen, 
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Abbildung 4.3
Es ist gerecht, dass man das, was man sich durch Arbeit 
verdient hat, behält, auch wenn das heißt, dass einige 
reicher sind als andere.
Kurzbezeichnung: 
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Abbildung 4.4
Es ist gerecht, dass Eltern ihr Vermögen an ihre Kinder 
weitergeben, auch wenn das heißt, dass die Kinder rei-
cher Eltern im Leben bessere Chancen haben. 
Kurzbezeichnung: 
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Abbildung 4: Gerechtigkeitsprinzipien nach „International Social Justice Project“ (ISJP)
Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
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Fortsetzung Abbildung 4: Gerechtigkeitsprinzipien nach „International Social Justice Project“ (ISJP)
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Noch Abbildung 4: Gerechtigkeitsprinzipien nach „International Social Justice Project“ (ISJP)
Fragestellung  Bewertung von Gerechtigkeitsprinzipien
in West- und Ostdeutschland 2006
Abbildung 4.5
Ein Anreiz für Leistung besteht nur dann, wenn die 




























Es hat schon seine Richtigkeit, wenn Unternehmer 
große Gewinne machen, denn am Ende pro tieren alle 
davon.  
Kurzbezeichnung: 


























Es ist zwecklos, sich über soziale Gerechtigkeit zu 
streiten, weil sich die Verhältnisse doch nicht ändern 
lassen. 
Kurzbezeichnung: 




























So wie die Zustände heute sind, weiß man gar nicht 
mehr, was eigentlich gerecht ist.  
Kurzbezeichnung: 
























Quelle: Stark, Leibig, Wegener (2014); Wegener (2015); eigene Berechnung
Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
Quelle:  Stark, Leibig, Wegener (2014); Wegener (2015); eigene Berechnungen
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soziale Gerechtigkeit zu streiten, weil sich die Verhältnisse 
doch nicht ändern lassen“ bildet die Dimension Fatalismus 
ab. Askriptivismus wird durch die Aussage „Es ist gerecht, 
dass man das, was man sich durch Arbeit verdient hat, behält, 
auch wenn das heißt, dass einige reicher sind als andere“ 
und „Es ist gerecht, dass Eltern ihr Vermögen an ihre Kinder 
weitergeben, auch wenn das heißt, dass die Kinder reicher 
Eltern im Leben bessere Chancen haben“. 
In Abbildung 4 sind auf Basis des „International Social 
Justice Projektes“ für das letzte erhobene Jahr 2006 die Ant-
wortverteilungen dargestellt. In diesem Erhebungsjahr er-
reichte die mediale Debatte über soziale Gerechtigkeit einen 
Höhepunkt. Einen Schwerpunkt der Analysen im Jahr 2006 
bildeten die Bewertungen in West- und Ostdeutschland. Ein 
Ergebnis war die bestehende „subjektive Gerechtigkeitslücke“ 
zwischen West - und Ostdeutschland: Die stärkste Differenz 
zeigt sich bei der Dimension „Egalitarismus“: Hier stimmen 
42 Prozent der westdeutschen Befragten und 61 Prozent der 
ostdeutschen Befragten der Aussage „voll und ganz zu“, dass 
der Staat für alle einen Mindestlebensstandard garantieren 
sollte (vgl. Abb. 4.1). Dass der Staat für alle, die arbeiten wol-
len, einen Arbeitsplatz zur Verfügung stellen soll, formulieren 
74 Prozent der Befragten in Ostdeutschland und 52 Prozent 
in Westdeutschland (vgl. Abbildung 4.2). In der Verteilung 
der Antwortwerte ähnlich erweisen sich die Aussagen zum 
Askriptivismus (vgl. Abb. 4.3): Hier stimmen 44 (West) bezie-
hungsweise 42 Prozent (Ost) voll und ganz zu, dass man das, 
was man sich durch Arbeit verdient hat, behält, auch wenn 
das heißt, dass einige reicher sind als andere. Die Weitergabe 
des Elternvermögens an die Kinder verbunden mit besseren 
Chancen für die Kinder wird von jeweils 33 Prozent der Be-
fragten in West- und Ostdeutschland mit sehr zustimmend 
bewertet (vgl. Abb. 4.4). Das ein Anreiz für Leistung nur dann 
besteht, wenn die Unterschiede im Einkommen groß genug 
sind, befürworten jeweils 40 Prozent der Befragten in West- 
und Ostdeutschland; 10 Prozent der ostdeutschen Befrag-
ten stimmen der Aussage überhaupt nicht zu (vgl. Abb. 4.5). 
Deutlich nicht zustimmend sind die ostdeutschen Befragten 
bei der Frage nach der Richtigkeit einer hohen Einkommens-
differenz, von der alle profitieren: 28 Prozent der Ostdeutschen 
stimmen hier überhaupt nicht zu (vgl. Abb. 4.6). Ein weiterer 
Unterschied besteht auch bei den fatalistischen Aussagen: 
Der Aussage, dass die Zustände heute so sind, dass man gar 
nicht weiß, was eigentlich gerecht ist, stimmen 40 Prozent der 
Abbildung 5.1: Gerechtigkeitsprinzip „Egalitarismus“ in der Stuttgarter Bürgerumfrage 2015




























Der Staat sollte für alle einen Mindestlebensstandard 
garantieren
Der Staat sollte für alle, die arbeiten wollen, 










Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
Abbildung 5.1: Gerechtigkeitsprinzip „Egalitarismus“ in der Stuttgarter Bürgerumfrage 2015
Abbildung 5.2: Gerechtigkeitsprinzip „Askriptivismus“ in der Stuttgarter Bürgerumfrage 2015
213




























Ein Anreiz für Leistung besteht nur dann, wenn die 
Unterschiede im Einkommen groß genug sind






































Es ist zwecklos, sich über soziale Gerechtigkeit zu streiten, 
weil sich die Verhältnisse doch nicht ändern lassen
So wie die Zustände heute sind, weiß man gar nicht mehr, 







































Es ist gerecht, dass man das, was man sich durch Arbeit 
verdient hat, behält, auch wenn das heißt, dass einige 
reicher sind als andere
Es ist gerecht, dass Eltern ihr Vermögen an ihre Kinder 
weitergeben, auch wenn das heißt, dass die Kinder reicher 











Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
Abbildung 5.2: Gerechtigkeitsprinzip „Askriptivismus“ in der Stuttgarter Bürgerumfrage 2015
Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
Abbildung 5.3: Gerechtigkeitsprinzip „Individualismus“ in der Stuttgarter Bürgerumfrage 2015
Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
Abbildung 5.4: Gerechtigkeitsprinzip „Fatalismus“ in der Stuttgarter Bürgerumfrage 2015
Quelle Abb. 5.1–5.2: Stuttgarter Bürgerumfrage 2015, eigene Berechnungen Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
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Abbildung 5.3: Gerechtigkeitsprinzip „Individualismus“ in der Stuttgarter Bürgerumfrage 2015
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Ein Anreiz für Leistung besteht nur dann, wenn die 
Unterschiede im Einkommen groß genug sind






































Es ist zwecklos, sich über soziale Gerechtigkeit zu streiten, 
weil sich die Verhältnisse doch nicht ändern lassen
So wie die Zustände heute sind, weiß man gar nicht mehr, 







































Es ist gerecht, dass man das, was man sich durch Arbeit 
verdient hat, behält, auch wenn das heißt, dass einige 
reicher sind als andere
Es ist gerecht, dass Eltern ihr Vermögen an ihre Kinder 
weitergeben, auch wenn das heißt, dass die Kinder reicher 











Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
Abbildung 5.2: Gerechtigkeitsprinzip „Askriptivismus“ in der Stuttgarter Bürgerumfrage 2015
Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
Abbildung 5.3: Gerechtigkeitsprinzip „Individualismus“ in der Stuttgarter Bürgerumfrage 2015
Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
Abbildung 5.4: Gerechtigkeitsprinzip „Fatalismus“ in der Stuttgarter Bürgerumfrage 2015
Abbildung 5.4: Gerechtigkeitsprinzip „Fatalismus“ in der Stuttgarter Bürgerumfrage 2015
Quelle Abb. 5.3–5.4: Stuttgarter Bürgerumfrage 2015, eigene Berechnungen Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
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Ein Anreiz für Leistung besteht nur dann, wenn die 
Unterschiede im Einkommen groß genug sind




































Es ist zwecklos, sich über soziale Gerechtigkeit zu streiten, 
weil sich die Verhältnisse doch nicht ändern lassen
So wie die Zustände heute sind, weiß man gar nicht mehr, 





































Es ist gerecht, dass man das, was man sich durch A beit 
verdient hat, behält, auch wenn das heißt, dass einige 
reicher sind als andere
Es ist gerecht, dass Eltern ihr Vermögen an ihre Kinder 
weitergeben, auch wenn das heißt, dass die Kinder reicher 











Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
Abbildung 5.2: Gerechtigkeitsprinzip „Askriptivismus“ in der Stuttgarter Bürgerumfrage 2015
Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
Abbildung 5.3: Gerechtigkeitsprinzip „Individualismus“ in der Stuttgarter Bürgerumfrage 2015
Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
Abbildung 5.4: Gerechtigkeitsprinzip „Fatalismus“ in der Stuttgarter Bürgerumfrage 2015
Ostdeutschen und 26 Prozent der westdeutschen Befragten 
zu (vgl. Abbildung 4.8). Weiterhin befürworten 30 Prozent 
der ostdeutschen Befragten die Aussage, dass es zwecklos 
ist sich über soziale Gerechtigkeit zu streiten, weil sich die 
Verhältnisse doch nicht ändern lassen, gegenüber 21 Prozent 
der westdeutschen Befragten (vgl. Abb. 4.7).
Wie verteilen sich nun die Meinungen der Stuttgarter Be-
völkerung über die inzelnen Aussagen? Die Befürwortung 
staatlicher Tätigkeit zur Herstellung von Gerechtigkeit erfährt 
eine im Verhältnis zu den anderen Aussagen hohe Zustim-
mung in der Stuttgarter Bevölkerung. 32 Prozent der befragten 
Stuttgarterinnen und Stuttgarter stimmen einer staatlichen 
Sicherung eines Lebensstandards „voll und ganz zu“ und 31 
Prozent einer staatlichen Arbeitsplatzsicherung (vgl. Abb. 5.1). 
In einer ähnlich häufigen Verteilung der Nennungen folgen 
die beiden Aussagen zur Vererbung von Reichtumsprivilegien 
und zum Reichtum aufgrund eigener Arbeit (vgl. Abb. 5.2). 
Der Aussage „Es ist gerecht, dass man das, was man sich durch 
Arbeit verdient hat, behält, auch wenn das heißt, dass einige 
reicher sind als andere“ stimmen 40 Prozent „eher zu“, 27 Pro-
ze t timmen „voll nd ganz zu“ und 24 Prozent äußer  ein 
„teils/teils“. Die zweite Aussage in der Dimension „Askriptivis-
mus“ – „Es ist gerecht, dass Eltern ihr Vermögen an ihre Kinder 
weitergeben, auch wenn das heißt, dass die Kinder reicher 
Eltern im Leben bessere Chancen haben“, zeigt eine ähnli-
che Antwortverteilung: 25 Prozent stimmen „voll und ganz“ 
zu, 38 Prozent „eher“ und 26 Prozent stimmen „teils/teils“ zu. 
Unterschiedlich bewertet werden die beiden Aussagen zum 
„Individualismus“: 37 Prozent der Befr gten stimmen teilweise 
zu, dass es richtig ist, wenn Unternehmen große Gewinne ma-
chen. Zu gleichen Teilen „eher“ und „teils/teils“ zustimmend, 
sagen 29 Prozent der Befragten, ein Anreiz für Leistung besteht 
nur dann, wenn die Unterschiede im Einkommen groß genug 
sind (vgl. Abb. 5.3). Die beiden „fatalistischen“ Aussagen wer-
den unterschiedlich bewertet: Dass es zwecklos ist, sich über 
soziale Gerechtigkeit zu streiten, findet bei 31 Prozent der 
Befragten „eher nicht“ Zustimmung, 23 Prozent der Befragten 
stimmen „überhaupt nicht zu“. Teilweise stimmen der Aussage 
„So wie die Zuständ  heut  sind, weiß man gar nicht mehr, was 
eigentlich gerecht ist“ mit 26 Prozent zu. Jeweils 23 Prozent 
der Befragten stimmen eher zu beziehungsweise stimmen 
eher icht z  (vgl. Abb. 5.4). 
72 STADTFORSCHUNG UND STATISTIK    1|2019
Stadtforschung
Bedeutet die Befürwortung einer stärkeren Rolle des Staa-
tes beziehungsweise „Egalitarismus“, dass Leistungsanreize 
beziehungsweise „Individualismus“ abgelehnt werden? Eine 
Antwort auf diese Frage ergibt die räumliche Analyse der ein-
zelnen Aussagen. In Abbildung 6 ist die räumliche Analyse der 
acht Aussagen (multidimensionale Analyse mit nachfolgen-
der Clusteranalyse) mit der Bezeichnung der übergeordneten 
Dimension dargestellt. Die räumliche Analyse auf Basis der 
Bürgerumfrage 2015 zeigt, dass die gegensätzliche Beziehung 
zwischen „Individualismus“ und „Egalitarismus“ grundsätzlich 
gegeben ist, da die Aussagen sich räumlich gegenüberste-
hen und weniger nahe beieinanderliegen. Ähnlich bewertet 
werden die „askriptiven“ und „individualistischen“ Aussagen. 
Allgemein gilt, dass die Zustimmung zu einer staatlichen Ar-
beitsplatzgarantie mit der Zustimmung zu einem staatlichen 
Mindestlebensstandard einhergeht. Die Urteile der Befragten 
werden unterschiedlicher, je größer der Abstand zwischen 
zwei Punkten ist. Die Aussagen zum Individualismus (Leis-
tungsanreiz durch Einkommensdifferenz, hohe Einkommens-
differenz, alle profitieren) stehen den Aussagen zum Egalita-
rismus und Fatalismus (Weiß nicht, was überhaupt gerecht 
ist; Man kann sowieso nichts ändern) gegenüber und liegen 
nahe beim Askriptivismus (Reichtum aufgrund eigener Arbeit; 
Vererbung von Reichtumsprivilegien).
Da die vier Dimensionen der acht Einzelaussagen sich gut 
auf Basis der Stuttgarter Bürgerumfrage abbilden lassen, ist 
eine Zusammenfassung der jeweiligen Aussagen innerhalb 
einer Dimension zu einem Indexwert grundsätzlich gegeben. 
Die einzelnen Aussagen sind nachfolgend in einen Punkt-
wert nach ihrer zugeordneten Dimension überführt und zei-
gen die Abweichung von der durchschnittlichen Bewertung 
an. Dabei bezeichnet ein hoher positiver Wert eine hohe Zu-
stimmung, ein hoher negativer Wert eine hohe Ablehnung 
und ein Wert von 0 eine durchschnittliche Zustimmung bezie-
hungsweise Ablehnung der Gerechtigkeitsvorstellung. 
Folgende sozialstrukturelle Profile in den Gerechtigkeits-
vorstellungen zeigen sich (vgl. Abb. 7): Eine eher ablehnende 
Einstellung gegenüber der Verantwortlichkeit beziehungswei-
se Eingreifen des Staates für die Verteilung von Gütern und 
Chancen sehen Selbstständige und Personen im obersten 
Einkommensquintil. Jüngere Personen im Alter von 15 bis 
unter 25 Jahren, nicht-deutsche Staatsangehörige und Perso-
nen im untersten Einkommensquintil stimmen den Aussagen 
eher zu. Die Aussagen zum Fatalismus erfahren von Personen 
















Weiß nicht, was 
überhaupt 
gerecht ist







Abbildung 6: Räumliche Analyse 
der Gerechtigkeitsprinzipien in der 
Stuttgarter Bürgerumfrage 2015
Quelle: Stuttgarter Bürgerumfrage 2015, eigene Berechnung, 
Multidimensionale Skalierung mit euklidischer Distanz und Cluster-Analyse nach Ward
Abbildung 6: Räumliche Analyse der 
Gerechtigkeitsprinzipien in der Stutt-
garter Bürgerumfrage 2015
Quelle: Stuttgarter Bürgerumfrage 2015, 
eigene Berechnungen, Multidimensionale 
Skalierung mit euklidischer Distanz und 
Cluster-Analyse nach Ward
oberen Einkommensquintil weniger Zustimmung, und eher 
Zustimmung von Personen mit nichtdeutscher Staatsange-
hörigkeit, mit Volks- und Hauptschulabschluss, Arbeitern, Ar-
beitslosen und Personen im untersten Einkommensquintil. 
Die beiden Gerechtigkeitsvorstellungen Askriptivismus und 
Individualimus erweisen sich insgesamt als sozialstrukturell 
wenig differenziert und in der Zustimmung beziehungsweise 
Ablehnung durch die Befragten überwiegend ähnlich. Dabei 
stimmen arbeitslose Befragte weniger häufig askriptiven Ge-
rechtigkeitsvorstellungen zu, und Personen mit Volks- und 
Hauptschulabschluss formulieren häufiger askriptive und in-
dividualistische Gerechtigkeitsvorstellungen. 
Welche Bedeutung haben die Gerechtigkeitsprinzipien 
für die Lebensqualität? Für die Zufriedenheit mit dem Leben 
allgemein zeigt sich, dass je unzufriedener Personen mit ihrem 
Leben sind, desto häufiger lehnen sie askriptive Aussagen ab 
und stimmen fatalistischen Aussagen eher zu. Auch eine hohe 
Unzufriedenheit mit dem Lebensstandard geht mit einer hö-
heren Zustimmung zu fatalistischen Aussagen einher, bei der 
die Verteilung von Gütern und Dienstleistungen als schicksal-
haft und resignativ hingenommen wird. Für die Zufriedenheit 
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Gerechtigkeitsvorstellung eher ablehnend eher zustimmend
Askriptivismus ArbeitsloseDie Verteilung 
ist naturgegeben 
bzw. auf Grund 
von sozialer Rolle 
und sozialem Sta-
tus festgelegt
Individualismus 45 bis unter 55 JahreDie Verteilung 
beruht auf Wett-
bewerb
Fatalismus Personen mit nicht-
deutscher Staatsange-

















Der Staat ist ver-
antwortlich für 
die Verteilung von 
Gütern, Chancen 
und Leistungen
Tabelle 1: Gerechtigkeitsprinzipien 
ach sozialstrukturelle  Merkmalen
65 Jahre und älter, 
Personen mit Volks- und 
Hauptschulabschluss
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Abbildung 7: Gerechtigkeitsprinzipien nach sozialstrukturellen Merkmalen
Quelle: Stuttgarter Bürgerumfrage 2015, eigene Berechnung, 
Ergebnis auf Basis einer explorativen Faktorenanalyse, Skalierung nach Faktorenwerten
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Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
Abbildung 7: Gerechtigkeitsprinzipien nach sozialstrukturellen Merkmalen
Quelle: Stuttgarter Bürgerumfrage 2015, eigene Berechnungen,Ergebnis auf Basis einer explorativen Faktorenanalyse, Skalierung nach Faktorenwerten
mit den Möglichkeiten der Teilnahme am gesellschaftlichen 
Leben zeigt sich, dass eine höhere Unzufriedenheit eher mit 
einer Zustimmung zu egalitären Aussagen einhergeht. Hier 
wird der Staat als verantwortlich gesehen für die Verteilung 
von Gütern, Chancen und Leistungen.
Insgesamt zeigen die Ergebnisse zur Einschätzung der so-
zialen Gerechtigkeit auf Basis der Stuttgarter Bürgerumfrage, 
dass bei der Betrachtung nach sozialstrukturellen Merkmalen 
und in der Verteilung auf die Antwortkategorien bei den ein-
zelnen Aussagen die Einschätzungen umso stärker differieren, 
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je unterschiedlicher die soziale Lage der Befragten ist. Ein 
Ergebnis, dass sich auch in anderen Befragungen zur Gerech-
tigkeit zeigt: Soziale Lagen, die durch einen formal niedrigen 
Bildungsabschluss und niedrige Einkommenspositionen ge-
kennzeichnet sind, aber auch Arbeitslose geben seltener als 
andere an, einen gerechten Anteil am gesellschaftlichen Wohl-
stand zu erhalten (Glatzer 2009: 17) beziehungsweise nehmen 
die Verteilung von Gütern und Dienstleistungen als schicksal-
haft und resignativ hin. Die Zustimmung beziehungsweise 
Ablehnung von Gerechtigkeitsprinzipien ist auch bedeutsam 
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bei der Beurteilung der Lebensqualität: Unzufriedenheit mit 
dem Lebensstandard geht mit Fatalismus einher und sieht 
eine Verantwortung für die Teilnahme am gesellschaftlichen 
Leben beim Staat. 
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